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19. Hahrgang. 


Inhalt: 


Perſönliche Angelegenheiten: S. 191. 
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten: Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungszulagen S. 192, S. 192. 


Schadenserſetzung der Beamten aus Anlaß der revolutionären Bewegung S. 192. Sicherſtellung der 
Beamten in den bedrohten Grenzgebieten S. 198. 


III. Handels angelegenheiten: 1. Handels vertretungen: Handelskammer in Breslau S. 195. Handels. 


kammer in Arnsberg S. 195. Niederrheiniſche Handelskammer Duisburg⸗Weſel S. 195. Landes⸗ 
ausſchuß der preußiſchen Handelskammern S. 195. — 2. Handelsverkehr: Verbrauch von Papier, 
Karton und Pappe S. 106. — 8. Schiffahrts angelegenheiten: Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes S. 196. Vorſchüſſe der Konſulate an Seeleute S. 196. Schiffsverkäufe ins Ausland 
S. 197. 4. Eichweſen: Nacheichungs⸗ und Berichtigungsgebühren S. 197. — 5. Sonſtige 
Angelegenheiten: Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe S. 198. 


. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Herſtellung, Aufbewahrung und Ver 


wendung von Azethlen S. 198. — 2. Dampfkeſſelweſen: Heizerkurſe S. 199. Genehmigung und 
Unterſuchung der Dampfkeſſel S. 199. — 3. Handwerks angelegenheiten: Prüfungszeugniſſe für 
Geſellen S. 199. Schrift über die Selbſthilfe des deutſchen Handwerks und Gewerbes S. 200. 
Innungsausſchuß in Buer / W. S. 200. — 4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Amtliche 
Nachrichten des Reichsarbeitsminiſteriums, Abt. für Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenen⸗ 
fürſorge S. 200. — 5. Reichs verſicherungsordnung: Berliner Abkommen zwiſchen Arzten und 
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Krankenkaſſen S. 201. 
Ne 


Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Lehrgang für Lehre⸗ 
rinnen an Fortbildungsſchulen für Mädchen S. 201. — 2. 8 


achſchulen: Schulordnung für gewerbliche 


Fachſchulen S. 203. Prüfungsordnung an Baugewerkſchulen S. 208. 


I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Bei dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe iſt der Regierungskanzliſt Jgeck 
zum Geheimen Kanzleiſekretär ernannt worden. 


Der Gewerbeinſpektor Dr. Bannert in 
Opladen iſt zum 1. Juli d. J. nach Düſſel⸗ 
dorf verſetzt und mit der Verwaltung der 
Stelle eines gewerbetechniſchen Hilfsarbeiters 
bei der Regierung in Düſſeldorf beauftragt 
worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Dr. Hantelmanı ` 


in Caſſel iſt zum 1. Juli d. Is. unter 
Ernennung zum Gewerbeinſpektor nach 
Opladen verſetzt und mit der Verwaltung 
der dortigen Gewerbeinſpektion beauftragt 
worden. 

DemGewerbeaſſeſſor Stiller in Berlins W. 
iſt die planmäßige Stelle eines Hilfsarbeiter 
bei der Gewerbeinſpektion Berlin SW. ver⸗ 
liehen worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Raabe iſt zum 1. Juli 
d. Is. nach Lüneburg verſetzt und mit der 
Unterſtützung des Verwalters der Gewerbe— 
inſpektion Lüneburg beauftragt worden. 


Der Gewerbereferendar Lüſſenhop aus 
Hannover iſt zum Gewerbeaſſeſſor ernannt 
und mit der Unterſtützung des Regierungs— 
und Gewerberats in Magdeburg beauftragt 
worden. 


Der Baugewerkſchuloberlehrer Dr.-Ing. 
Richter iſt von Hildesheim nach Buxtehude 
verſetzt worden. 


Der Gewerbelehrer Dr. Herring iſt zum 
Maſchinenbauſchuloberlehrer ernannt. 


Der Regierungsbaumeiſter a. D. Dipl. 
Ing. Ballhauſen in Eſſen iſt zum Baugewert 
ſchuloberlehrer ernannt worden. 
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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 26. Juni 1919. 


In das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, die als „teuere Orte“ im Sinne 
der Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln ſind, 
zu vgl. Ziffer I 10 der Rundverfügung vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß 
vom 12. März 1919, HMBl. S. 64) werden rückwirkend vom 1. Januar 1919 noch 

a) die Orte Neu-Petershain, Cüſtrin und Guben des Regierungsbezirks Frank⸗ 
furt a. O., 

5) die Orte Schneidemühl, Bromberg, Jägerhof, Schleuſenau, Prinzenthal, 
Schwedenhöhe, Schöndorf, Kl. Bartelfee, Gr. Bartelſee, Schröttersdorf, Bleich— 
felde, Schönhagen, Karlsdorf, Hohenholm, Neu-Beelitz, Gemeinde Jagdſchütz, 
Forſtgutsbezirke Jagdſchütz, Bartelſee und Beelitz des Regierungsbezirts 
Bromberg, e 

c) die Stadt Stade des Regierungsbezirks Stade, 

d) die Ortſchaften Münſterbuſch und Kohlbuſch des Regierungsbezirts Aachen 

aufgenommen. 
Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbe— 
verwaltung zu veranlaſſen. 
In Vertretung. 
zB! 682. Dönhoff. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 12. Juli 1919, 


In das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, die als „teuere Orte“ im Sinne 
der Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln find — 
zu vgl. Ziffer I Ib der Rundverfügung vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß 
vom 12. März 1919, MB. S. 64) werden rückwirkend vom 1. Januar 1919 noch 

a) die Stadt Elbing des Regierungsbezirks Danzig, 

p) die Städte Fürſtenwalde und Lübben ſowie die Gemeinden Groß- und Klein— 
Räſchen, Jüttendorf und Thamm des Regierungsbezirks Frankfurt a/ O., 

e) die Stadt Flensburg des Regierungsbezirks Schleswig, 

d) die Stadt Göttingen des Regierungsbezirks Hildesheim, 

e) die Stadt Paderborn des Regierungsbezirks Minden, 

f) die Stadt Königswinter des Regierungsbezirks Cölu, 

g) die Gemeinden Dürwiß, Hoengen, Mariaweiler, Hoven und Schaufenberg des 
Regierungsbezirks Aachen 

aufgenommmen. 

Ich erſuche, hieruach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbe— 
verwaltung zu veranlaſſen. 

In Vertretung. 
ZB1 750. Dönhoff. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Schadenserſetzung der Beamten aus Anlaß der revolutionären Bewegung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Verlin W. 9, den 4. Juli 1019, 


Die Preußiſche Staatsregierung hat ſich grundſätzlich bereit erklärt, unmittelbaren 
Staatsbeamten, die in Ausübung des Dienſtes oder in ihren Dienſtwohnungen gelegentlich 
von Zuſammenrottungen oder bei Zuſammenläufen von Menſchen während der gegen- 
wärtigen revolutionären Bewegung durch offene Gewalt oder durch Anwendung der dagegen 
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getroffenen geſetzlichen Maßregeln Schaden an ihrer Perſon oder an ihrem Eigentum ers 
litten haben, dieſen nach billigem Ermeſſen zu erſetzen. Ein Rechtsanſpruch auf Erſatz 
des Schadens wird nicht anerkannt, ſoweit ein ſolcher nicht nach der Verordnung vom 
24. Januar 1919 (über die Ausdehnung des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für Beamte 
infolge von Betriebsunfällen, vom 2. Juni 1902 aus Anlaß der gegenwärtigen Unruhen 
S. S. 18) beſteht; darauf find die Antragſteller in geeigneter Weiſe hinzuweiſen. 
Dem Staate iſt außerdem ein Ruͤckgriff gegen etwa zum Schadenserſatze Verpflichtete z. B. 
durch Abtretung der dem Antragſteller zuſtehenden Anſprüche gegen die Gemeinden uſw. 
vorzubehalten. Der in Betracht kommenden Gemeinde oder den ſonſtigen Verpflichteten 
iſt jedesmal Nachricht zu geben, wenn ſolche Anſprüche gegen ſie abgetreten worden ſind. 
Die Autragſteller haben die einzelnen Anſprüche in den Einzelpoſten unter Angabe der 
Begleitumſtände genau darzulegen und näher zu begründen. Die einzelnen Berechnungen 
ſind mit Ihrer gutachtlichen Außerung und den Vorgängen demnächſt hierher einzureichen. 
Die darauf bewilligten Beträge werden außerplanmäßig zur Verfügung geſtellt werden. 
Da häufig ſchleunige Hilfe erforderlich iſt, ermächtige ich Sie, den Antragſtellern in geeig⸗ 
neten Fällen bis zur Hälfte der von Ihnen für angemeſſen erachteten einzelnen Geſamt⸗ 
beträge Vorſchüſſe zu gewähren, die demnächſt auf die zugebilligten Geſamtentſchädigungen 
zu verrechnen wären. 
In Vertretung. 


La! 1953ö 7277. Dönhoff. 
An die Herren Oberpräſidenten, die Herren Regierungspräſidenten und die Behörden der 
Bergabteilung. 


Sicherſtellung der Beamten in den bedrohten Grenzgebieten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 18. Juli 1919. 


Mit Beziehung auf meinen Erlaß vom 7. Juni d. J. (Zy I 550/6168) überſende ich Ab⸗ 
druck eines in Nr. 142 des Deutſchen Reichs- und Preußiſchen Staatsanzeigers veröffentlichten 
Beſchluſſes der Preußiſchen Staatsregierung vom 26. Juni d. J., betreffend Sicherſtellung 
der Beamten in den bedrohten Grenzgebieten, zur Kenntnis und mit dem Erſuchen, den 
Beamten und Beamtenorganiſationen meiner Verwaltung von dem Inhalt des abgeänderten 
und ergänzten Beſchluſſes Kenntnis zu geben. 

In Vertretung. 
21 718./1 710. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
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Das Staatsminiſterium hat in Abänderung und Ergänzung der Beſchlüſſe vom 
4. Januar und 23. April d. J. über die Fürſorge für Beamte und Lehrer in den bedrohten 
Grenzgebieten folgendes beſchloſſen: 

Die Preußiſche Staatsregierung erwartet, daß ſämtliche Beamten der bedrohten (renz, 
gebiete auf ihren Poſten ausharren. Die Preußiſche Staatsregierung wird mit allen ihr 
zu Gebote ſtehenden Mitteln die unmittelbaren Staatsbeamten, die Lehrer und Gemeinde— 
beamten (einschließlich der kommiſſariſchen Amtsvorſteher und der Beamten der Amtsbezirke) 
ſchützen. Die Sicherung ihrer Zukunft ſoll in folgender Weiſe erfolgen. 

J. Unmittelbare Staatsbeamte, die infolge der polniſchen Erhebung, etwaiger 
Abtretung preußiſchen Staatsgebiets oder infolge feindlicher Maßnahmen ihre amtliche 
Tätigkeit nicht fortſetzen können, werden, ſoweit möglich, in gleichwertige andere Dienſt— 
ſtellen unter Zahlung der beſtimmungsgemäßen Umzugsgelder verſetzt werden. Alle 
Miniſterien haben unbeſetzte Stellen zur Beſetzung mit dieſen Beamten nach Möglichkeit 
offen zu halten. 

II. Soweit eine Verſetzung nicht möglich ut, werden die unter I genannten Beamten 
gemäß 88 1, 2 und 5—12 der Verordnung vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) 
behandelt. 

Für ihre Überſiedelung nach dem künftigen Aufenthaltsort erhalten ſie gleichfalls 
Umzugsgelder in der für Verſetzungen vorgeſchriebenen Höhe. 
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III. Bei den Verhandlungen zur Ausführung des Friedeusvertrags wird darauf 
hingewirkt werden: 

a) daß den unter I genannten Beamten eine angemeſſene Friſt zur Entſcheidung 
darüber gewährt wird, ob ſie endgültig in den Dienſt des erwerbenden Staates 
übertreten wollen, 

p) daß diejenigen, welche in einem etwa abzutretenden Gebiete verbleiben wollen, 
gleichwertige Dienſtſtellen im Dienſte des erwerbenden Staates erhalten und 
nicht gegen ihren Willen aus dieſem Gebiete verſetzt werden dürfen, 

c) daß denjenigen, die nach anderen preußiſchen Gebietsteilen überſiedeln wollen, 
das einſeitig den Beamten uſw. zuſtehende Recht eingeräumt wird, ihr Miets— 
verhältnis unter Einhaltung einer dreimonatigen Friſt zu kündigen, 

d) daß die Weiterzahlung der Verſorgungsgebührniſſe an Ruhegehaltsempfänger und 
Hinterbliebene ſichergeſtellt wird, 

e) daß allen Beamten die ungeſtörte zoll- und abgabefreie Mitnahme ihres geſamten 
Vermögens, die ruhige Ordnung ihrer Angelegenheiten, ſowie denjenigen, die 
Dienſtländereien haben, eine ordnungsmäßige wirtſchaftliche Auseinanderſetzung 
ſowie die Mitnahme ihres toten und lebenden Inventars gewährleiſtet wird. 

IV. Unmittelbare Staatsbeamte, die unverſchuldet infolge von Wirren in den Grenz— 
gebieten Sach- und Rechtsſchäden erleiden und nicht auf Grund eines beſonderen Rechts— 
anuſpruchs Entſchädigung erhalten, werden unter Berückſichtigung des glaubhaft gemachten 
Schadens entſchädigt. Die Feſtſetzung erſolgt im Verwaltungsweg unter Ausſchluß des 
Rechtswegs. Die Vergünſtigung findet nicht Anwendung auf ſolche, die in den Dienſt 
des erwerbenden Staates treten, ſofern nicht gemäß Ziffer VII dieſes Beſchluſſes eine 
beſondere Regelung erfolgt. 

V. Für die mittelbaren Staatsbeamten einſchließlich der kommiſſariſchen Amts 
vorſteher und der Beamten der Amtsbezirke gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Die mittelbaren Staatsbeamten, die infolge der polniſchen Erhebung, etwaiger 
Abtretung preußiſchen Staatsgebiets oder feindlicher Maßnahmen ihre amtliche Tätigkeit 
nicht fortſetzen können, erhalten vorbehaltlich des Rückgriffs auf die Verpflichteten und, falls 
der Staat dies verlangt, gegen Abtretung der betreffenden Anſprüche aus der preußiſchen 
Staatskaſſe: 

a) zur Bewerkſtelligung ihres Umzugs nach dem künftigen Aufenthaltsort eine 
Unterſtützung bis zur Höhe der für unmittelbare Staatsbeamte vorgeſchriebenen 
unzugsentſchädigung, 

b) bis zur endgültigen Regelung der Verhältniſſe der beteiligten Beamten nach 
Abſchluß des Friedensvertrags ihr Gehalt und ihre ſonſtigen Dienſtbezüge. 

2. Der Preußiſche Staat übernimmt vorbehaltlich des Rückgriffs auf die Verpflichteten 
bezw. gegen Abtretung der betreffenden Anſprüche bis zur endgültigen Regelung der 
Verhältniſſe der Beteiligten nach Abſchluß des Friedensvertrags die Zahlung ſämtlicher 
Ruhegehalts- und Hinterbliebenenbezüge, ſoweit die Zahlungen von den Verpflichteten 
eingeſtellt werden ſollten. 

3. Die Beſtimmungen unter HI und IV dieſes Beſchluſſes finden auf die mittelbaren 
Staatsbeamten vorbehaltlich des Rückgriffs auf die Verpflichteten ſinngemäße Anwendung. 
Außerdem ſoll bei den Verhandlungen zur Ausführung des Friedensvertrags darauf 
hingewirkt werden: 

a) daß alle mittelbaren Staatsbeamten, die nicht in den Dienſt des erwerbenden 
Staates treten wollen, von ihrer Anſtellungsbehörde in ſinngemäßer Anwendung 
von § der Verorduung vom 26. Februar 1919 (Geſetzſammlung Nr. 13) in 
den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt werden, 

b) daß die Dienst» und Ruhegehaltsbezüge der mittelbaren Staatsbeamten von 
dem Verpflichteten dem Preußiſchen Staate behufs Weiterleitung an die Beamten 
zugeführt werden, 

c) daß für diejenigen mittelbaren Staatsbeamten, die in den preußiſchen mittelbaren 
oder unmittelbaren Staatsdienſt mit einem geringeren als den ihnen bisher 
zuſtehenden Dienſteinkommen übernommen werden, die Unterſchiedsbeträge von 
der Anſtellungsbehörde der Preußiſchen Staatsregierung behufs Weiterleitung 
an die Beamten zugeführt werden. 

4. Den Gemeinden und Gemeindeverbänden ſowie den außerdem in Betracht kommen⸗ 
den Körperſchaften des öffentlichen Rechts wird ſeiteus der zuſtändigen Staatsbehörden 
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nachdrücklich nahegelegt, Bewerber aus den hier in Betracht kommenden Landesteilen bei 
Stellenbeſetzungen vorzugsweiſe zu berückſichtigen. Geſetzliche Regelung bleibt nötigenfalls 
vorbehalten. 

VI. Auf die Volksſchullehrer finden die Beſtimmungen über die unmittelbaren 
Staatsbeamten, auf die Lehrkräfte an ſtädtiſchen höheren Lehranſtalten, an ſtädtiſchen 
Mittelſchulen und gehobenen Schulen, an ſtaatlich unterſtützten Privatanſtalten, an Fort⸗ 
bildungs⸗,Landwirtſchafts⸗,Haushaltungs⸗„Gewerbe- und ähnlichen Schulen die Beſtimmungen 
über mittelbare Staatsbeamte Anwendung. 

VII. Inwieweit die Vorteile dieſes Staatsminiſterialbeſchluſſes auch ſolchen Beamten 
zugebilligt werden können, die mit Genehmigung des zuſtändigen Reſſortminiſters zunächſt 
in den Dienſt des erwerbenden Staates treten, bleibt der Regelung im Einzelfalle vorbehalten. 

VIII. Zugunſten der Beamten des Saargebiets werden im Hinblick auf die beſonderen 
Verhältniſſe Ergänzungsbeſtimmungen demnächſt erlaſſen werden. 


Berlin, den 26. Juni 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
(Unterſchrift.) 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Handelskammer in Breslau. 


Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Breslau iſt auf 44 erhöht worden. 
Dat 2022. — 


Handelskammer in Arnsberg. 


Der Bezirk der Handelskammer für das ſüdöſtliche Weſtfalen in Arnsberg iſt auf den 
Kreis Wittgenſtein ausgedehnt und die Zahl der Mitglieder der erweiterten Handelskammer 
auf 39 feſtgeſetzt worden. 

Il a! 2088, 


Niederrheiniſche Handelskammer Duisburg⸗Weſel. 


Die von den Handelskammern in Duisburg und Weſel durch den Vereinigungsvertrag 
d. d. Duisburg⸗Weſel den 17. Juni 1919 beſchloſſene Vereinigung dieſer Körperſchaften 
wird hierdurch genehmigt. Die neue Handelskammer führt den Namen „Niederrheiniſche 
Handelskammer Duisburg-Weſel.“ Sie erhält ihren Sitz in Duisburg-Ruhrort. 

Sie beginnt ihre Tätigkeit am 1. Juli 1919. 

Berlin, den 3. Juli 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Fiſchbeck. 


Landesausſchuß der preußiſchen Handelskammern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 7. Juli 1919. 


Von der Begründung des Landes⸗Ausſchuſſes habe ich, wie ich bereits in der Eröffnungs⸗ 
ſitung am 28. Juni d. Is. mündlich betont habe, mit lebhafter Befriedigung Kenntnis 
genommen. Ich werde, auch fo lange dem Landes-Ausſchuß noch nicht die öffentlich-recht⸗ 
liche Grundlage gegeben iſt, ihn als Vertretung der preußiſchen Handelskammern anerkennen, 
ihn dementſprechend bei der Erfüllung der den Handelskammern obliegenden Aufgaben 
beteiligen und in geeigneten Fällen zur gutachtlichen Außerung auffordern. Zwecks Erzielung 
einer raſchen und unmittelbaren perſönlichen Fühlungnahme zwiſchen dem Landes⸗Ausſchuß 
und dem Miniſterium beabſichtige ich, einen ſtändigen Kommiſſar zu ernennen, deſſen 
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Namhaftmachung ich mir noch vorbehalte, auch zu den jeweiligen Beratungsgegenſtänden 
die zuſtändigen Fachreferenten zu entſenden. 

Den Zentralbehörden des Reichs und Preußens habe ich von dieſer meiner Bereit⸗ 
willigkeit Kenntnis gegeben und darauf hingewirkt, daß von ihrer Seite in gleicher Weiſe 
eine Heranziehung des Landes-Ausſchuſſes und Beteiligung bei ſtaatlichen Aufgaben ſtattfindet. 
IIa 2800. Fiſchbeck. 


An den Landes-Ausſchuß der preußiſchen Handelskammern in Berlin, Dorotheenſtr. 8. 


2. Handelsverkehr. 


Verbrauch von Papier, Karton und Pappe. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9. den 25. Juni 1919. 

Nachdem durch die Bekanntmachung vom 5. Mai 1919, betreffend Abänderung der 
Bekanntmachung über Papier, Karton und Pappe, vom 20. September 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 841) die Meldepflicht hinſichtlich des Bezugs und Beſtandes von Papier uſw. für die 
Kommunalbehörden und die vou Reichs- oder Staatsbehörden mit der Durchführung von 
Maßnahmen der Kriegs- oder Übergangswirtſchaft beauftragten Kriegsorganiſationen aufs 
gehoben ift, brauchen die mit Erlaß vom 9. Oktober 1917 (HM Bl. S. 316) vorgeſchriebenen 
Meldungen an die Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe nicht mehr erſtattet 
zu werden. 

In Vertretung. 

IIb 3222. Dönhoff. 


An die Herren Eichungsinſpektoren, die Direktion der Preußiſchen Porzellan⸗Manufaktur 
und die Bergbehörden. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 


Dem Seemann Emil Meyer in Breiholz iſt die ihm durch den Spruch des Seeamts 
in Tönning vom 9. Dezember 1909 entzogene Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes 
wieder eingeräumt worden. 

III 5608. 


Vorſchüſſe der Konſulate an Seeleute. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. b, den 2. Juli 1919. 


Madrid, den 15. Juni 1919. 
Der Geſchäftsträger an Auswärtiges Amt. 

Das Generalkonſulat Barcelona meldet: Viele jetzt auf der Heimreiſe 
begriffene Seeleute haben in Amerika erhebliche Vorſchüſſe auf ihre Heuern 
und Unterſtützungen bekommen, zum größten Teil unter Uberlaſſung ihrer Heuer⸗ 
gutſcheine an die Konſulate. Es wird gebeten die Reedereien und Seemannsämter 
hierauf hinzuweiſen, damit die fiskaliſchen Intereſſen gewahrt werden. 

Geſchäftsträger. 
Abdruck überſende ich mit dem Erſuchen, beteiligte Reedereien und die Seemanns— 
ämter des Bezirks entſprechend zu verſtändigen. 
Int Auftrage. 
III. 5685. von Meyeren. 
An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 
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Schiffsverkäufe ins Ausland. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 9. Juli 1919. 

In Verfolg des Erlaſſes vom 29. April d. Is. (HM Bl. S. 162) erſuche ich, die 
von den Poſtüberwachungsſtellen angehaltenen und Ihnen zugehenden Sendungen, die 
etwa im Sinne der Bekanntmachungen, betreffend Veräußerung von Kauffahrteiſchiffen 
oder Biunenſchiffen ins Ausland, vom 17. Januar 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 39 bzw. 40) 
oder aus anderen Gründen zu Beanſtandungen Anlaß geben, zunächſt den Schiffahrts⸗ 
vertretungen oder den Handelskammern zur gutachtlichen Außerung vorzulegen. 

Im Auftrage. 
III. 5900. von Meyeren. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


4. Eichweſen. 
Nacheichungs⸗ und Berichtigungsgebühren. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 28. Juni 1919. 


In Abänderung der Anordnung vom 13. März 1912 (HMBl. S. 84) habe ich die 
beiliegende Anordnung vom heutigen Tage, betreffend Erhöhung der Nacheichungsgebühren, 
erlaſſen. Ich erſuche, wegen Ausführung dieſer Anordnung alsbald das Weitere zu 
veranlaſſen. 

In den Amtsräumen iſt ein Abdruck der beiligenden Anordnung zur öffentlichen 
Einſicht auszulegen. 

Im Auftrage. 
IIa 2160. von Meyeren. 


An die Herren Eichungsinſpektoren. 


Anlage. 


Anordnung, 
betreffend 


die Untheichungs- und Berichtigungsgebühren (§ 16 Alaß- und Gewichtsardnung vam 30. Mai 1908, 
N05 Bl. . 349, § 1 Grſter Abſchnitt Ziff. Z und 9 Gichgebührenordnung vom 18. Dezember 1911, 
mg, S. 1074). 


In Abänderung der Anordnung vom 13. März 1912 (HMBl. S. 84) wird beſtimmt: 
1. Die Gebühren für die Nacheichung betragen auch in den Fällen des Art. 1 
Ziff. der Anordnung vom 13. März 1912 ebenſoviel wie bei der Neueichung; 

2. in den im Art. II vorgeſehenen Fällen der Prüfung von Meßgeräten zum Zwecke 
der Nacheichung außerhalb einer Amtsſtelle wird ein Zuſchlag von 2 M erhoben, 
wenn die feſtgeſetzten Gebühren mehr als 1 / betragen; 

3. die Beſtimmung in Art. V Abſ. 1 kommt in Fortfall; 

4. die erhöhten Nacheichungsgebühren (Ziff. 1 und 2) find für die nach dem 9. Juli 
1919 eingelieferten Meßgeräte zu erheben. In den Fällen, in denen dieſe 
Anordnung erſt nach dem 9. Juli zur Kenntnis des zuſtändigen Eichbeamten 
gelangt, bleibt die Beſtimmung darüber, von welchem Zeitpunkt ab die erhöhte 
Nacheichungsgebühr zu erheben iſt, dem Eichungsinſpektor überlaſſen. 

Berlin, den 28. Juni 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Ia 2160. von Meyeren. 


Anlage 
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5. Sonſtige Angelegenheiten. 
Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 


Die in Nummer 129 des Reichsgeſetzblatts für 1919 enthaltene Bekanntmachung des 
Reichseiſenbahnamts vom 2. Juli 1919 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförderung zu: 
1. Eifelit, 
2. Neo⸗Rhenanit, 
3. Acker⸗Romperite, 
4. Freiberger Sprengſalpeter, 
5. Geſteins⸗Koronit S in veränderter Zuſammenſetzung. 
Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HMBl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag 
zu 1. der Esgagit Akt. Geſ. vorm. Eifeler Spengſtoffwerke in Losheim, Kreis 
Malmedy, 
zu 2. der Rheiniſchen Dynamitfabrik in Cöln, 
zu 3. der Dresdener Dynamitfabrik in Dresden, 
zu 4. der Pulverfabrik der Bergreviere Freiberg in Langenriem bei Freiberg i/©., 
zu 5. der Dynamit Akt. Geſ. in Hamburg erteilt iſt. 


Berlin, den 17. Juli 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Int Auftrage. 
Dr. Hoffmann. 


— 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W., den 16. Juni 1919. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 20. Januar d. Is. (HMBl. S. 27) wird bekannt 
gegeben, daß die nachſtehend bezeichneten Firmen Typenzeugniſſe des Deutſchen Azetylen— 
vereins auf ihre Waſſervorlagen erhalten haben, und zwar unter 

Nr. 78. Die Firma „Mars“, Geſellſchaft für Metallbearbeitung m. b. H. in 
Berlin N. 65, mit Datum vom 19. Februar 1919. Bezeichnung „Mars“. 

Nr. 79. Chemiſche Fabrik Griesheim Elektron, Werk Autogen in Griesheim o. M. 
mit Datum vom 19. Februar 1919. 

Nr. 80. Kraiss & Fritz, Armaturenfabrik in Stuttgart mit Datum vom 
21. Mai 1919. Bezeichnung „Se u. F.⸗Waſſervorlage“. 

Nr. 81. Wilhelm Heinzke in Breslau mit Datum vom 22. Mai 1919. Be⸗ 
zeichnung „Perfekt“. 

Ich erſuche, die Ortspolizeibehörden unter Abdruck dieſes Erlaſſes im Amtsblatt 
entſprechend anzuweiſen. Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind Abdrucke dieſes Erlaſſes 
beigefügt. Zeichnungen der Waſſervorlagen find, ſaweit ein Bedürfnis dafür vorliegt, von 
den in in Frage konnnenden Firmen anzufordern. 

Im Auftrage. 
II 4644. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


ve 


pe en 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Heizerkurſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 21 Juni 1919. 
Im Anſchluß an den Runderlaß vom 23. April d. Is. (SM Bl. S. 137). 


Damit die an den ſtaatlichen Heizerkurſen für Heizer und Maſchiniſten teilnehmenden 
Heizer am Montag der dritten Woche ihren früheren Dienſt wieder antreten können, habe 
ich mich eutſchloſſen, die Dauer der Kurſe auf 13 Tage zu beſchränken und die Schlußprüfung 
am Sonnabend der zweiten Woche abhalten zu laſſen. Da auch noch aus anderen Gründen 
geringe Verſchiebungen der Kurſe eintreten mëllen, werden nunmehr die im laufenden 
Rechnungsjahr abzuhaltenden Heizerkurſe, wie folgt, feſtgeſetzt— 


Im Bezirk Berlin vom 16. Juni bis 28. Juni 1919, 
S - . 30. Juni „12, Iſli 1919 
Schleswig (Kiel) 25. Auguſt „6. September 1919, 

S e (Altona) 15. September - 27. September 1919, 

- - - ` 29. September — 11. Oktober 1919, 
e „ Münſter (Bocholt) 27. Oktober = 8. November 1919, 
- Osnabrück 17. November = 29. November 1919, 
e Hannover 8. Dezember - 20. Dezember 1919, 
e Wiesbaden (Frankfurt oi): 5. Januar „anner 19, 
e Potsdam (Luckenwalde) 2. Februar „14. Februar 1920, 
R e e (Oberfchöneweide) — 23. Februar „6. März 1920, 
e „ Liͤegnitz (Hirſchberg) 15. März 27. März 1920. 


Ich erſuche Sie, hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen. 
Im Auftrage 
III 5140. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Genehmigung und Unterſuchung der Dampfkeſſel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 10. Juli 1919. 
Paragraph 42 der Keſſelanweiſung vom 16. Dezember 1909 (HM Bl. S. 555) erhält 
folgende allgemeine Faſſung: 
„Die Keſſelbeſitzer ſind verpflichtet, dem zuſtändigen Keſſelprüfer und der 
Ortspolizeibehörde von jeder in ihrem Keſſelbeſitzſtand eintretenden Anderung“ 
(uſw. wie bisher). 
Im Auftrage. 
II 2185. von Meyeren. 
An die Herren Regierungspräſidenten, die Oberbergämter, den Zentralverband der 
Preußiſchen Dampfkeſſel-Iberwachungsvereine. 


3. Handwerksangelegenheiten. 
Prüfungszeugniſſe für Geſellen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 17. Juni 1919. 


Auf Grund des § 131 Abſ. 2 der Gewerbeordnung habe ich den Prüfungszeugniſſen, 
die von den der Generaldirektion der Heereswerkſtätten unterſtellten Werkſtätten ausgeſtellt 
werden, die Wirkung der Zeugniſſe über das Beſtehen der Geſellenprüfung beigelegt. 
Folgende Heereswerkſtätten kommen dabei in Betracht: 

in Spandau: Artilleriewerkſtatt Nord, 
Artilleriewerkſtatt Süd, 
Geſchützgießerei, 
Geſchoßfabrik, 
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Feuerwerkslaboratorium, 
Munitionsfabrik, 
Pulverfabrik, 
Gewehrfabrik; 
in Plaue: Feuerwerkslaboratorium und Pulverfabrik; 
in Erfurt: Gewehrfabrik; 
in Caſſel: Munitionsfabrik; 
in Lippſtadt: Artilleriewerkſtatt; 
in Hanau: Pulverfabrik; 
in Siegburg: Feuerwerkslaboratorium und Geſchoßfabrik; 
in Danzig: Artilleriewerkſtatt und Gewehrfabrik. 
In ihnen werden Lehrlinge in den Gewerbszweigen der Schloſſer, Dreher, Sattler, 
Tiſchler, Schmiede, Klempner und Former handwerksmäßig ausgebildet. 


Im Auftrage. 
8 Dr. von Seefeld. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


Schrift über die Selbſthilfe des deutſchen Handwerks und Gewerbes. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 25. Juni 1919. 

In letzter Zeit ſind verſchiedentlich Handwerkskammern dazu übergegangen, Zweig⸗ 
oder Nebenſtellen zu errichten, um eine engere Fühlungnahme mit den Handwerkern ihres 
Bezirks ſicherzuſtellen und ihnen bei der Wiederaufrichtung ihrer Betriebe wirkſame Hilfe 
leiſten zu können. Ich nehme Veranlaſſung, auf das vom Vorſteher des Handwerksamts 
in Frankfurt a. M. Ernſt Bouveret vor kurzem veröffentlichte Werk „Die Selbſthilfe des 
deutſchen Handwerks und Gewerbes“ (Verlag von Englert & Schloſſer, Frankfurt a. M.) 
aufmerkſam zu machen, das nach vielen Richtungen' hin wertvolle Fingerzeige für ein 
praktiſches Vorgehen enthält. 

Ich erſuche, die Handwerkskammern entfprechend zu verſtändigen. 

In Auſtrage. 
IV 1717 I Jordan. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


Innungsausſchuß in Buer i. W. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 9. Juli d. J. dem 
Innungsausſchuß in Buer iW. gemäß § 101 Abſ. 3 der Gewerbeordnung die Fähigkeit 
verliehen, unter ſeinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht 
zu klagen und verklagt zu werden. 

IV 2267. 


4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Amtliche Nachrichten des Reichsarbeitsminiſteriums, Abtl. für Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Kriegshinterbliebenenfürſorge. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 12. Juli 1919. 
Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den 30. Juni 1919. 


Der gewaltige Umfang, den das Arbeitsgebiet der Kriegsbeſchädigten- und Kriegs— 
hinterbliebenenfürſorge angenommen hat, macht das Bedürfnis unabweisbar, alle dahin 
gehörenden Vorſchriften und Maßnahmen von einer Stelle aus lückenlos zuſammenzuſtellen 
und weiteſten Kreiſen ſchnell und regelmäßig zugänglich zu machen. Die auf Grund der 
Verordnung über die ſoziale Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge vom 
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8. Februar 1919 (NEGBL. S. 187) im Reichsarbeitsminiſterium gebildete Abteilung IV gibt 
deshalb vom 1. Juli d. 38. ab im Verlage von E. S. Mittler & Sohn, Berlin SW. 68, 
Kochſtraße 68. 71, die „Amtlichen Nachrichten des Reichsarbeitsminiſteriums, 
Abteilung für Kriegs beſchädigten- und Kriegshinterbliebenenfürſorge“ heraus. 
Das Amtsblatt wird alle einſchlägigen Geſetze, Verordnungen und Exlaſſe der zuſtändigen 
Reichs⸗ und Staatsbehörden bringen und in einem nichtamtlichen Teil auf die Erfahrungen 
aus der Verſorgung und Fürſorge, wie auf die Literatur hinweiſen. Die „Amtlichen 
Nachrichten uſw.“ werden daher nicht nur für die Hauptfürſorgeſtellen und die amtlichen 
Fürſorgeſtellen ſondern auch für die ſonſt zur Mitarbeit an der Kriegsbeſchädigten- und 
Kriegshinterbliebenen-Verſorgung und -Fürſorge berufenen Behörden, Organe uſw. unent— 
behrlich ſein. Dahin gehören: Reichs-, Staats⸗ und Gemeindebehörden, auch die Militär- 
verſorgungsgerichte, Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenen-Vereinigungen, private 
Wohlfahrtsvereinigungen, Stiftungen und Anſtalten. 

Das Amtsblatt erſcheint zweimal im Monat und kann zum Jahresbezugspreiſe von 
8,50 % durch jede Poſtanſtalt oder durch den vorgenannten Verlag bezogen werden. 

Die bei der Abteilung IV des Reichsarbeitsminiſteriums, Berlin W. 10, Königin— 
Auguſtaſtraße 19, aufgegebenen Beſtellungen erhalten einen Vorzugspreis von jährlich 6,80 W. 

Ich bitte ergebenſt, hiervon Kenntnis zu nehmen und in den der Veröffentlichung 
amtlicher Erlaſſe, Verfügungen uſw. dienenden Organen und Zeitungen darauf hinweiſen. 
zu wollen. Die Bekanntgabe im Reichs- und Staatsanzeiger iſt bereits veranlaßt worden. 

Die vom Reichsausſchuß der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge 
bisher herausgegebenen „Mitteilungen an die Hauptfürſorgeſtellen“ werden durch dieſes 
Amtsblatt entbehrlich und kommen daher mit dem 1. Juli d. Is. in Fortfall. 

r (Unterſchrift). 


An das Miniſterium für Handel und Gewerbe in Berlin W. 9. 


Abdruck zur Kenntnis und geeigneten weiteren Bekanntgabe. 
Im Auftrage. 
111 5943. Dr. Hoffmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


5. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
Berliner Abkomnen zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wäg, den 24. Juni 1919. 


Zwiſchen dem Reichsarbeitsminiſterium und den Vertragsparteien des Berliner 
Abkommens ſchweben Verhandlungen wegen Verlängerung der Amtsdauer der auf Grund 
des Abkommens gewählten Organe über den 30. d. Mts. hinaus (vergl. Erlaß vom 
11. Dezember v. Is., HMBl. S. 308). Es wird anheimgeſtellt, einſtweilen davon abzuſehen, 
Neuwahlen in die Wege zu leiten. 

Im Auftrage. 
111 5327. v. Meyeren. 


An die Oberverſicherungsämter (außer den beſonderen). 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Lehrgang für Lehrerinnen an Fortbildungsſchulen für Mädchen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 21. Juni 1919. 


5 Im Oktober d. Is. wird an der ſtaatlichen Handels- und Gewerbeſchule für Mädchen 
in Potsdam, dem Peſtalozzi⸗Fröbelhaus II und dem Lette-Verein hier ein Notlehrgang 
eingerichtet mit dem Zwecke, Lehrerinnen, die ſowohl die Prüfung als Lehrerin der weib— 


Anlage. 
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lichen Handarbeiten als auch die der Hauswirtſchaftskunde abgelegt haben, zur Erteilung 
von Unterricht an Fortbildungsſchulen für Mädchen, namentlich in den Klaſſen der 
9 Arbeiterinnen, auszubilden. Über den Gang der Ausbildung gibt die Anlage 
Aufſchluß. 

Bewerberinnen haben ihre Anmeldungen bis zum 15. Auguſt d. Is. unmittelbar 
an das Landesgewerbeamt zu richten. 

Abdrucke der Anlage, die zugleich zur Anmeldung zu benutzen ſind, können die 
Bewerberinnen von der Regiſtratur des Landesgewerbeamts beziehen. 

Ich erſuche Sie, den Erlaß durch das dortige Regierungs⸗Amtsblatt ſowie durch 
andere geeignete Blätter, ſoweit dies ohne Koſten geſchehen kann, bekannt zu geben und 
insbeſondere die in Ihrem Bezirke vorhandenen Gewerbelehrerinnen- Seminare und die Ihnen 
unterſtehenden techniſchen Lehrerinnen-⸗Seminare auf ihn hinzuweiſen. 


Im Auftrage. 
IV 4398. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten (ohne Poſen) und den Herrn Oberpräſidenten in 
Charlottenburg. 


Anlage. 


Lehrgang 


zur 


Ausbildung von Lehrerinnen an Mädchen-Fortbildungsſchulen, nament⸗ 
lich für Klaſſen der ungelernten Arbeiterinnen. 


1. Zugelaſſen werden in beſchränkter Zahl Bewerberinnen, die ſowohl die Prüfung 
als Lehrerin der weiblichen Handarbeiten als auch die der Hauswirtſchaftskunde abgelegt 
haben. 

II. Die Ausbildung, die Anfang Oktober d. Is. beginnt, umfaßt: 

1. ½ Jahr Seminarbeſuch. 
a) Staatliche Handels- und Gewerbeſchule für Mädchen in Potsdam Schulgeld 
p) Peſtalozzi⸗Fröbelhaus 11 Berlin . 1. SUDAN 
e) Lette⸗Verein in Berlin. 
Bemerkung: 
Die Anſtalt, an die die UÜberweiſung bevorzugt wird, iſt zu unterſtreichen, jedoch 
kann die Gewähr dafür, daß die Überweiſung an die gewählte Anſtalt erfolgt, nicht 
übernommen werden. 


2. ½ Fahr praktiſcher Tätigkeit auf hauswirtſchaftlichen oder verwandten Gebieten. 
Bemerkung: 
Die bereits abgeleiſtete, von der Vorſteherin eines Gewerbelehrerinnenſeminars 
überwachte Tätigkeit kommt in Anrechnung. 
3. ein in Berlin abzuleiſtendes Probelehrjahr. 
Bemerkung: 
Befreiung kann unter keinen Umſtänden erfolgen. 


— . ̃ .. — — — —ũ—ͤ—ẽ — —— 


Anmeldung einzureichen bis zum 15. Auguſt d. Is. 


Bote und Zunge „ P ach A GER, ` A 
Wohnung „ ꝗ S—.ö] E Ep EE Ee 
Geburtstag und Geburtsort ten EE EE ere eeg 
Stand des Witer? n p et EE Let ek 
Schulbildung „ . mm̃̃ ůmͥp P 9 


* 


Name des Seminars Tag der Prüfung 
Ausbildung als Handarbeits lehrerin i Gu (V ⁰nm — 


e Getters e rn TT N A e EE 
Bisherige age Eet Täg!!! 

. e e TG Eege, 

Als Anlagen werden beigefügt: 

Kurzer Lebenslauf, 
Schulabgangszeugnis, 
Zeugnis über die Prüfung als Handarbeitslehrerin, 

- e e Hauswirtſchaftslehrerin, 
Zeugniſſe über etwaige praktiſche oder lehramtliche Tätigkeit. 

(2 bis 5 in beglaubigter Abſchrift.) 


* 


An 
das Landesgewerbeamt 
Berli W. 9. 


2. Fachſchulen. 


Schulordnung für gewerbliche Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 10. Juni 1919. 


Wie mir bekannt geworden iſt, hat es an einzelnen Stellen zu unerwünſchten Vor— 
kommniſſen geführt, daß die jetzt für die gewerblichen Fachſchulen geltende Schulordnung 
noch ſtrenge Anwendung findet, obwohl ſie in manchen Punkten den Verhältniſſen der 
jetzigen großenteils in reiferem Alter ſtehenden Schüler nicht ganz entſpricht und einer 
Anpaſſung an die neuen Verhältniſſe bedarf. Dies gibt mir Veranlaſſung, zu empfehlen, 
daß bis zum Erlaß einer neuen Schulordnung, deren Ausarbeitung bereits im Gauge iſt, 
aber immerhin noch einige Zeit beanfpruchen wird, die bisherige Schulordnung nachſichtig 
und weitherzig gehandhabt wird. Jusbeſondere kann abgeſehen werden von der Einholung 
der Genehmigung des Direktors zur Wahl der Wohnung, zur Abhaltung von Verſamm⸗ 
lungen und zum Beitritt zu Vereinen, abgeſehen von ſolchen ſtudentiſcher Art. Ich erſuche 
Sie, die Direktoren hiernach ſchleunigſt mit Weiſung zu verſehen. 


In Auftrage. 
1 Dr. v. Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräfidenten in Charlottenburg. 


Prüfungsordnung an Baugewerkſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 21. Juni 1919. 


Bis auf weiteres, erſtmalig am Schluſſe des laufenden Sommerhalbjahrs, fällt bei 
der Reifeprüfung an den ſtaatlichen Vaugewerkſchulen die mündliche Prüfung fort. Die 
zwiſchen der ſchriftlichen Prüfung und dem Halbjahrsſchluß liegende Zeit iſt für den 
Unterricht auszunutzen. Die endgültige Beſtimmung über Anderung der Prüfungsordnung 
bleibt vorbehalten. 

Ich erſuche Sie, die Leiter der Baugewertſchulen Ihres Bezirks hiernach mit Weiſung 
zu verſehen. 

Im Auftrage. 
I 4472. Renn 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
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